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406. Bundesgesetz: Änderung des Pensionsgesetzes 1965 und der Bundesforste-Dienstordnung
(NR: GP XVI IA 84/A S. 52. Einspr. d. BR: 358 AB 413 S. 59. BR: 2853 AB 2864
S. 450.)

407. Verordnung: Höhe der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer

408. Verordnung: Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefangenen
409. Kundmachung: Aufhebung einiger Worte in § 16 der Bundesabgabenordnung durch den Verfas-

sungsgerichtshof

4 0 6 . Bundesgesetz vom 17. Oktober 1984,
mit dem das Pensionsgesetz 1965 und die Bun-

desforste-Dienstordnung geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 200/1969,
226/1970, 216/1972, 320/1973, 393/1974, des
Artikels XXI des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 280/1978 sowie der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 104/1979 und 558/1980 wird wie folgt geän-
dert:

Nach dem § 40 wird folgender § 40 a eingefügt:

„Ruhen monatlich wiederkehrender Geldleistungen

§ 40 a. (1) Bezieht der Beamte oder die Witwe
aus einer gleichzeitig ausgeübten Erwerbstätigkeit
ein Erwerbseinkommen, so ruht der Ruhe- oder
Versorgungsbezug bis zum Betrag des halben
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe E inso-
weit, als das für den Kalendermonat gebührende
Erwerbseinkommen des Beamten 50 vH, das der
Witwe 75 vH des Anfangsgehaltes der Verwen-
dungsgruppe E übersteigt. Das Ruhen tritt überdies
höchstens in dem Ausmaß ein, in dem die Summe
aus Ruhe- oder Versorgungsbezug und Erwerbs-
einkommen beim Beamten 100 vH und bei der
Witwe 150 vH des Anfangsgehaltes der Verwen-
dungsgruppe E übersteigt.

(2) Vom Erwerbseinkommen sind für jedes
Kind, für das dem Beamten oder der Witwe ein
Steigerungsbetrag der Haushaltszulage gebührt,
25 vH des Anfangsgehaltes der Verwendungs-
gruppe E abzusetzen. Gleiches gilt, wenn ein Stei-
gerungsbetrag nur deshalb nicht gebührt, weil das
Kind Anspruch auf Waisenversorgung hat.

(3) Bei Anwendung des Abs. 1 sind die Haus-
haltszulage und die Hilflosenzulage außer Betracht
zu lassen.

(4) Gebühren gleichzeitig ein Ruhe- und ein
Witwenversorgungsbezug nach diesem Bundesge-
setz, dann tritt das Ruhen nur beim Ruhebezug ein.

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden,

a) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine Pension
aus der gesetzlichen Sozialversicherung
besteht und diese Pension wegen eines
Erwerbseinkommens zum Teil oder zur
Gänze ruht oder

b) wenn gleichzeitig Anspruch auf eine höhere
Pension auf Grund pensionsrechtlicher Vor-
schriften einer änderen Gebietskörperschaft
oder der Österreichischen Bundesbahnen
besteht und diese Pension wegen eines
Erwerbseinkommens zum Teil oder zur
Gänze ruht.

(6) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit das aus dieser Tätigkeit
gebührende Entgelt. Ausgenommen sind jedoch
Bezüge, die für einen größeren Zeitraum als den
Kalendermonat gebühren (zB 13. und 14. Monats-
bezug, Sonderzahlungen, Belohnungen). Ist inner-
halb eines Kalenderjahres das Entgelt in jenen
Kalendermonaten, in denen Anspruch auf Ruhe-
(Versorgungs)bezug bestanden hat, nicht gleich
hoch gewesen, oder war der Beamte (die Witwe)
nicht ständig beschäftigt, so ist auf seinen (ihren)
Antrag, wenn es für ihn (sie) günstiger ist, das im
Durchschnitt auf die genannten Kalendermonate
entfallende Entgelt als monatliches Erwerbsein-
kommen anzusehen. Ein solcher Antrag ist bis
31. März des folgenden Kalenderjahres zu stellen.

(7) Als Erwerbseinkommen gilt bei einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit je Kalendermonat ein
Zwölftel des im selben Kalenderjahr aus dieser
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Tätigkeit bezogenen Einkommens; solange das
Jahreseinkommen nicht feststeht, ist das Einkom-
men des vorletzten Kalenderjahres heranzuziehen,
es sei denn, daß die selbständige Erwerbstätigkeit
später aufgenommen wurde oder der Beamte (die
Witwe) glaubhaft macht, daß die Höhe des Ein-
kommens im laufenden Kalenderjahr entscheidend
von der des vorletzten Kalenderjahres abweichen
wird."

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch Artikel II des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 657/1983, wird wie
folgt geändert:

1. § 61 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Zuschuß für den Bediensteten gebührt
in der Höhe jenes Betrages, um den die Pension
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung abzüg-
lich eines allfälligen Ruhensbetrages und zuzüglich
allfälliger Kinderzuschüsse hinter dem nach § 62
ermittelten Vergleichsruhegenuß zuzüglich einer
allfälligen Haushaltszulage, einer allfälligen nach
§ 62 a ermittelten Nebengebührenzulage zum Ver-
gleichsruhegenuß und einer allfälligen Teuerungs-
zulage zurückbleibt. Pensionsleistungen auf Grund
einer freiwilligen Höherversicherung bleiben hiebei
außer Betracht.

(2) Der Zuschuß für die Witwe gebührt in der
Höhe jenes Betrages, um den die Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung abzüglich eines
allfälligen Ruhensbetrages hinter dem nach § 62
ermittelten Vergleichsversorgungsgenuß zuzüglich
einer allfälligen Haushaltszulage, einer allfälligen
nach § 62 a ermittelten Nebengebührenzulage zum
Vergleichsversorgungsgenuß und einer allfälligen
Teuerungszulage zurückbleibt."

2. § 62 Abs. 1 erster Satz erhält folgende Fas-
sung:

„Der Vergleichsruhegenuß (Vergleichsversor-
gungsgenuß) ist nach Maßgabe der Bestimmungen
der Abs. 2 bis 6 nach den für die Bundesbeamten
jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu
ermitteln, wobei § 40 a Pensionsgesetz 1965 mit
Ausnahme des Abs. 5 anzuwenden ist."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1985
in Kraft.

(2) Für Personen, die bereits vor dem 1. Jänner
1985 Anspruch auf Pensionsversorgung gehabt
haben, treten Art. I und II mit 1. April 1985 in
Kraft.

(3) Die Bestimmungen der Art. I und II treten
mit 31. Dezember 1989 außer Kraft.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die den Wirkungsbereich eines Bundesmini-
sters betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

4 0 7 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 11. Oktober 1984 über die Höhe
der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich

tätige Bewährungshelfer

Auf Grund des § 12 Abs. 5 des Bewährungshilfe-
gesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/1974 wird verord-
net:

Artikel I

Die Höhe der ehrenamtlich tätigen Bewährungs-
helfern ohne Nachweis der Barauslagen zu leisten-
den Entschädigung (§ 12 Abs. 4 zweiter Satz des
Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/
1974) beträgt je Schützling monatlich 475 S.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1985 in
Kraft.

Ofner

408. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 11. Oktober 1984 über die Höhe

der Arbeitsvergütung der Strafgefangenen

Auf Grund des § 52 Abs. 2 des Strafvollzugsge-
setzes, BGBl. Nr. 144/1969, wird verordnet:

Artikel I

Die Höhe der Arbeitsvergütung der Strafgefan-
genen (§ 52 Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes, BGBl.
Nr. 144/1969) beträgt für die geleistete Arbeits-
stunde

a) für leichte Hilfsarbeiten 2,80 S,
b) für schwere Hilfsarbeiten 3,30 S,
c) für handwerksmäßige Arbeiten 3,80 S,
d) für Facharbeiten 4,20 S,
e) für die Arbeiten eines Vorarbeiters . . 4,70 S.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1985 in
Kraft.

Ofner



173. Stück — Ausgegeben am 25. Oktober 1984 — Nr. 409 2219

4 0 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
16. Oktober 1984 über die Aufhebung einiger
Worte in § 16 der Bundesabgabenordnung

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 27. September 1984, G 130/84-8, der Bun-
desregierung zugestellt am 9. Oktober 1984, die

Worte „eines seiner Angehörigen (§ 25) oder" im
ersten Satz des § 16 der Bundesabgabenordnung,
BGBl. Nr. 194/1961, als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die aufgehobene Bestimmung ist nicht mehr
anzuwenden.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Sinowatz
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